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Postulat Muff Sara und Mit. über Finanzierung der Klimapolitik des 

Kantons Luzern trotz Nein zum CO2-Gesetz 

 
2019 hat das Luzerner Kantonsparlament den symbolischen Klimanotstand erklärt und das 
Ziel «Netto null 2050» festgelegt. An diesem grundsätzlichen Auftrag hat sich für den Kanton 
Luzern mit dem Nein zum CO2-Gesetz durch die Schweizer Stimmbevölkerung nichts geän-
dert. Dieses Nein werten wir nicht als grundsätzliches Nein zum Klimaschutz, wir sehen darin 
aber einen Auftrag, andere Wege zum Ziel der Klimaneutralität zu finden. Mit dem Planungs-
bericht Klima und Energie, der mit einer breiten Mitwirkung verschiedener Interessengruppen 
entstanden ist, sind wir auf einem anderen Weg als das CO2-Gesetz unterwegs und gehen 
auch gezielt auf Luzerner Eigenheiten ein. Wir orientieren uns weiterhin am Klimaabkommen 
von Paris und verfolgen auch weiterhin das vom Kantonsrat 2019 vorgegebene Ziel, die 
Treibhausgasemissionen im Kanton Luzern bis 2050 auf netto null zu reduzieren. Das wird 
nach dem Nein zur Bundesvorlage anspruchsvoller.  
 
Die Massnahmen gemäss Entwurf des Planungsberichts über die Klima- und Energiepolitik 
des Kantons Luzern lassen sich grundsätzlich unabhängig vom CO2-Gesetz umsetzen. Was 
wegfällt, sind gesetzliche Verschärfungen auf eidgenössischer Ebene. Die Ablehnung des 
CO2-Gesetz hat ausserdem Auswirkungen auf die finanzielle Unterstützung von einzelnen 
Fördermassnahmen für das Klima durch den Bund, von denen letztlich auch der Kanton Lu-
zern und seine Unternehmen profitiert hätten. Mit dem Klimafonds hätte der Bund insbeson-
dere neue Fördergegenstände wie beispielsweise die Förderung von Massnahmen zur 
Klimaanpassung, von Ladeinfrastrukturen in Mehrparteiengebäuden oder von Bussen mit al-
ternativen Antrieben finanziert. Abgesehen vom bisherigen Gebäudeprogramm, das aus der 
bestehenden CO2-Abgabe aus Brennstoffen finanziert wird, kann in den nächsten Jahren 
nicht mit Bundesmitteln zur Finanzierung von Klimamassnahmen auf kantonaler Ebene ge-
rechnet werden. Bestrebungen des Bundesparlaments oder des Bundesrats, für die Unter-
stützung konkreter Massnahmen zum Klimaschutz oder zur Anpassung an den Klimawandel 
rasch neue Lösungen zu finden, unterstützen wir. 
 
Ausführungen zur Finanzierung von Klimamassnahmen in den nächsten vier Jahren finden 
sich bereits im AFP 2022–2025, den Ihr Rat an der Session vom 25./26. Oktober 2021 bera-
ten und genehmigt hat. Daraus ergibt sich, dass insgesamt 56,2 Millionen Franken an zu-
sätzlichen kantonalen Mitteln für die Umsetzung der Massnahmen aus dem Planungsbericht 
Klima und Energie in den kommenden vier Jahren eingestellt sind. Damit werden die im Kan-
ton Luzern zur Verfügung stehenden Mittel für Massnahmen zum Klimaschutz und zur An-
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passung an den Klimawandel in den kommenden Jahren wesentlich erhöht. Darin nicht ent-
halten sind all diejenigen Massnahmen, die von den verschiedenen Fachbereichen bereits 
seit langem für klimarelevante Massnahmen eingesetzt werden.  
 
Nach der Ablehnung der Revision des CO2-Gesetzes haben wir im Rahmen der aktuellen 
Aufgaben- und Finanzplanung (AFP) auch geprüft, inwiefern der Kanton Luzern den Wegfall 
des Klimafonds des Bundes kompensieren und entsprechende Massnahmen selber finanzie-
ren kann. Wir haben uns bewusst dafür entschieden, einen Teil der wegfallenden Bundesmit-
tel mit kantonalen Mittel aufzufangen, um einzelne betroffene Massnahmen dennoch gezielt 
– wenn auch in reduziertem Umfang – im Interesse des Klimaschutzes vorantreiben zu kön-
nen. So haben wir beispielsweise Mittel für die Förderung von Ladeinfrastrukturen für Elekt-
romobilität in Mehrparteiengebäuden oder auch für die Initiierung und Unterstützung von Pi-
lotprojekten in Zusammenarbeit mit Dritten eingestellt. Detailliertere Ausführungen dazu fin-
den sich im Planungsbericht Klima und Energie, der Ihrem Rat zur Beratung vorliegt. Ein 
vollständiges Auffangen der wegfallenden Bundesmittel ist jedoch nicht möglich.  
 
Die Aufgaben- und Finanzplanung ist eine rollende Planung, die jährlich aktualisiert wird. Er-
kenntnisse aus dem Bericht zur Klima- und Energiepolitik wie auch aus dem Massnahmen- 
und Umsetzungsprogramm werden laufend auf ihre finanzielle Machbarkeit hin geprüft und 
in den jeweiligen AFP eingerechnet. In den Jahresberichten wird entsprechend Bericht er-
stattet werden. Ebenso wird im Rahmen des jährlichen Monitorings und Controllings zu prü-
fen sein, ob die eingeplanten Mittel ausreichen oder ob bei einzelnen Massnahmen Anpas-
sungen erforderlich sind. Auch allfällige Erkenntnisse oder Aufträge, die sich aus der parla-
mentarischen Beratung des Planungsberichts im Januar 2022 ergeben, werden in den 
nächstjährigen AFP einfliessen. Mit der Erheblicherklärung der Motionen M 345 von Korintha 
Bärtsch, M 588 von Patrick Hauser und M 641 von Adrian Nussbaumer hat Ihr Rat uns zu-
dem beauftragt, gesetzliche Grundlagen für die Errichtung eines kantonalen Klimafonds aus-
zuarbeiten und Ihrem Rat zur Diskussion und zum Beschluss zu unterbereiten. Die Arbeiten 
dazu haben wir bereits an die Hand genommen. Die genaue Ausgestaltung eines künftigen 
Klimafonds ist jedoch noch offen. 
 
Zusammenfassend halten wir fest, dass wir einen Teil der wegfallenden Bundesmittel bereits 
im AFP 2022–2025 mit kantonalen Mitteln aufgefangen haben, um einzelne Massnahmen im 
Interesse des Klimaschutzes gezielt vorantreiben zu können. Eine Erhöhung der kantonalen 
Mittel im vollen Umfang der wegfallenden Bundesmittel lehnen wir jedoch ab. Wir verfolgen 
die Diskussionen auf Bundesebene und setzten uns im Rahmen unserer Möglichkeiten dafür 
ein, dass allenfalls neue Instrumente zur Unterstützung konkreter Massnahmen der Kantone 
oder von Dritten zum Klimaschutz und zur Klimaanpassung durch den Bund geschaffen wer-
den. Im Sinne dieser Ausführungen beantragen wir Ihnen, das Postulat teilweise erheblich zu 
erklären. 
 

https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/detail?ges=59da3f322d2847b5b57b10fc9ae9c5a1&back=1&geschaeftsnr=345&art=-0-1-2-3&bart=-0-1-2-3-4&vart=-0-1-2-3&wart=1&gart=1&status=-0-1
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/detail?ges=2f8aeb8386ce41728df4fc11a75189c6&back=1&title=hauser%20patrick&art=-0-1-2-3&bart=-0-1-2-3-4&vart=-0-1-2-3&wart=1&gart=1&status=-0-1
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/detail?ges=17afcd042f864133a34761dd4d6b2641&back=1&title=adrian%20nussbaumer&art=-0-1-2-3&bart=-0-1-2-3-4&vart=-0-1-2-3&wart=1&gart=1&status=-0-1

